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Vereinigung der Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

- Der Vorsitzende -

Verwaltungsrichterver . • Adalbertsteinweg 92 • 52070 Aachen 

An den 
Präsidenten des 
Landtags Nordrhein-Westfalen 
per E-Mail 

anhoerung@landtag.nrw.de 

LANDTAG 
NORDRHEIIII_WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Dienstanschrift: 
VizePräs. des VG Markus Lehmler 
Verwaltungsgericht Aachen 
Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen 
Telefon : 0241 9425 33 208 
Telefax: 0241942583 21 0 
E-Mail: markus.lehmler@vg-aachen. nrw.de 
http://nrw.bdvr.de 

Aachen , den 25. September 2017 

Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Haushaltsplan 
des Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2017 (Nach
tragshaushaltsgesetz 2017) 
- Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/538 
sowie 
Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer Landesgesetze (Haushalts
begleitgesetz 2017) 
- Gesetzentwurf der Landesregierung , Drucksache 17/539 

Anhörung im Unterausschuss Personal des Haushalts- und Finanzaus
schusses am 26. September 2017 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu den o.g. Entwürfen möchte ich für die Verwaltungsrichtervereinigung NRW wie 
folgt Stellung nehmen: 

Die Verwaltungsrichtervereinigung NRW befürwortet Maßnahmen zur Stärkung der In
neren Sicherheit. 

Auf Bedenken stößt jedoch, dass im Nachtragshaushalt kein Ansatz für eine perso
nelle Verstärkung der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu finden ist, obwohl die Belastung 
durch die Asylklageverfahren mittlerweile jedem Akteur der Landespolitik bekannt sein 
müsste und täglich ihren Niederschlag in Medienberichten findet. 

Wir erwarten darauf, dass sich Landesregierung und Landtag mit dem Haushalt für 
das Jahr 2018 der Belastungssituation an den sieben Verwaltungsgerichten des Lan
des annimmt und sowohl im richterlichen Bereich als auch bei den Servicekräften für 
eine personelle Verstärkung Sorge trägt. 



Die Streichung oder langfristige Prolongierung von kw-Vermerken bzw. die Entfristung 
von Arbeitsverträgen im Servicebereich wären dabei nur erste Schritte, um der Ver
fahrensbelastung einigermaßen Herr zu werden und auch bei sog. klassischen Mate
rien den Bürgern Rechtsschutz in einem annehmbaren Zeitraum zu gewähren. 

Mit freundlichen Grüßen 


